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Nr. 07/ 2012 ausgegeben am 16.03.2012 
 
 
18. Sitzung des Bildungsausschusses  
am Montag, dem 19.03.2012 um 18:00 Uhr  
Kita " Rappelschloss", Am Feldrain 9  
06217 Merseburg  
 
17.30 Uhr Begehung und Ausführungen zum Konzept  
 
Vorgesehene Tagesordnung:  
TOP Thema  
Öffentliche Sitzung  
 
1.    Beginn der Sitzung  
1.1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der  
       Beschlussfähigkeit  
1.2  Änderungsanträge zur Tagesordnung und Bestätigung 
       der Tagesordnung  
1.3 Bestätigung der Niederschrift der Sitzung vom  
      30.01.2012  
2.   Beratungen in öffentlicher Sitzung  
2.1 Kurze Vorstellung des pädagogischen Konzeptes und  
      aktuelle Situation in der Kita "Rappelschloss"  
2.2. Informationen der Stadtverwaltung  
2.3 Anfragen und Anregungen der Ausschussmitglieder  
 
gez. D. Stahnke  
Ausschussvorsitzender  
 
 
18. Sitzung des Finanzausschusses  
am Dienstag, dem 20.03.2012 um 18:30 Uhr  
Sitzungssaal der Stadtverwaltung Merseburg,  
Lauchstädter Straße 1-3  
06217 Merseburg  
 
Vorgesehene Tagesordnung:  
 
TOP Thema  
Öffentliche Sitzung  
1. Beginn der Sitzung  
 
1.1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der  
       Beschlussfähigkeit  
1.2  Änderungsanträge zur Tagesordnung und Bestätigung 
       der Tagesordnung  
1.3  Bestätigung der Niederschrift der Sitzung vom  
       31.01.2012  
2.   Beratungen in öffentlicher Sitzung  
2.1 Haushaltskonsolidierungskonzept -Mittelfristige  
      Finanzplanung Teil I Einnahmen des  
      Verwaltungshaushaltes  
 

 
2.2  Verwendung der Rücklagemittel "Gesundes Frühstück"  
2.3  Informationen der Stadtverwaltung  
2.4  Anfragen und Anregungen der Ausschussmitglieder  
 
Nichtöffentliche Sitzung  
 
3.   Beratungen in nichtöffentlicher Sitzung  
3.1 Rischmühlenhalle 018/BV/12  
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez. Hayn 
 
 
19. Sitzung des Wirtschaftsausschusses  
am Mittwoch, dem 21.03.2012 um 18:00 Uhr  
Best Western Hotel „Stadt Merseburg“,  
Christianenstraße 25, 06217 Merseburg  
 
Vor Beginn der Sitzung erfolgt 17.30 Uhr für die Mitglieder 
des Ausschusses eine Führung durch das Hotel.  
 
Vorgesehene Tagesordnung:  
TOP Thema  
Öffentliche Sitzung  
 
1.    Beginn der Sitzung  
1.1  Eröffnung der Sitzung und Feststellung der  
       Beschlussfähigkeit  
1.2  Änderungsanträge zur Tagesordnung und Bestätigung der  
       Tagesordnung  
1.3  Bestätigung der Niederschrift der Sitzung vom  
2.    Beratungen in öffentlicher Sitzung  
2.1  Destinationsmarketing für Merseburg  
       BE: Christian Syrotek, Regionaldirektor Best Western  
2.2  Beschluss zur Abwägung der eingegangenen  
       Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger  
       öffentlicher Belange zum Entwurf des Teil- 
       Bebauungsplanes Nr. B 6.2 „Recyclingpark  
       Beuna/ MUEG“ , 012/BV/12  
2.3 Beschluss über den geänderten Entwurf und die öffentliche 
       Auslegung des vorzeitigen Teilbebauungsplanes Nr. B 6.2 
     „Recyclingpark Beuna/MUEG“, 013/BV/12  
2.4 Beschluss über die Abwägung der eingegangenen  
      Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung zur  
      Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplanes Nr. 53  
      „Wohnbebauung Markwardstraße“, 015/BV/12  
2.5 Beschluss über den Entwurf und die öffentliche Auslegung  
      des vorzeitigen Bebauungsplanes Nr. 53 „Wohnbebauung  
      Markwardstraße“, 016/BV/12  
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2.6  Tätigkeitsbericht des Stadtmarketing/ Tourist- 
       Information  2011 und Arbeitsschwerpunkte 2012 ,  
       002/MV/12  
2.7  Informationen der Stadtverwaltung  
2.8  Anfragen und Anregungen der Ausschussmitglieder  
 
gez. M. Bernstein  
Ausschussvorsitzender  
 
 

Bekanntmachung 
der Neufassung über die Erhebung der Hundesteuer in 

der Stadt Merseburg (Hundesteuersatzung) 
 
Auf der Grundlage des § 2 der Satzung zur 1. Änderung 
der Satzung über die Erhebung  
der Hundesteuer in der Stadt Merseburg vom 16.12.2011 
(Amtsblatt der Stadt Merseburg,  
Nr. 01/2012 vom  11.01.2012) wird nachstehend der 
Wortlaut über die Erhebung der Hundesteuer in der Stadt 
Merseburg (Hundesteuersatzung) in der nunmehr 
geltenden Fassung bekannt gemacht. 
 
Die Neufassung berücksichtigt : 
 
1. die Satzung über die Erhebung der Hundesteuer in der 

Stadt Merseburg vom 22.09.2006 (Amtsblatt der Stadt 
Merseburg, Nr. 23/2006 vom 22.10.2006) 

 
2. die Satzung zur 1. Änderung der Satzung über die 

Erhebung der Hundesteuer in der Stadt Merseburg 
vom 16.12.2011 (Amtsblatt der Stadt Merseburg  
Nr.01/2012 vom 11.01.2012) 

 
Merseburg, den   08.02.2012 
gez. Bühligen 
Oberbürgermeister 
 
 

Satzung über die Erhebung der Hundesteuer in der 
Stadt Merseburg (Hundesteuersatzung) 

 
§ 1  Steuergegenstand 
(1)   Die Stadt Merseburg erhebt die Hundesteuer nach  
        dieser Satzung. 
(2)   Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als  
        vier Monate alten Hunden durch natürliche Personen  
        im Stadtgebiet. 
 
§ 2   Steuerschuldner 
(1)   Steuerschuldner ist der Halter eines Hundes. 
(2)   Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu  
        persönlichen Zwecken im eigenen Interesse oder im 
        Interesse seiner Haushaltsangehörigen im eigenen  
        Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 
(3)   Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund länger als  
       zwei Monate im Jahr gepflegt, untergebracht oder auf  
       Probe oder zum Anlernen gehalten hat, es sei denn er  
       kann nachweisen, dass der Hund bereits in einer  
       anderen Gemeinde in der Bundesrepublik  
 

 
        Deutschland versteuert wird oder von der Steuer befreit  
        ist. 
(4)   Alle in einem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb  
        aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern  
        gemeinsam gehalten. 
 
§ 3   Entstehung der Steuerpflicht 
 
(1)   Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem 
       ein Hund in einen Haushalt aufgenommen oder mit dem  
       1. des Monats, der dem Monat folgt, in dem der Hund 
       vier Monate alt geworden ist. In den Fällen des § 2 Abs. 3  
       beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, der dem  
       Monat folgt, in dem der Zeitraum von zwei Monaten   
       überschritten worden ist. 
(2)   Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, 
        in dem die Hundehaltung beendet wird oder in dem der  
        Halter wegzieht. Die Hundehaltung ist beendet, wenn der 
        Hund abgeschafft wird, abhanden kommt oder verstirbt.  
        Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden,  
        endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in dem die                    
        Abmeldung bei der Stadt erfolgt. 
                                                                                                                          
§ 4   Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld 
(1)   Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben.  
        Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
(2)   Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines  
        Kalenderjahres, so ist die Steuer anteilmäßig auf volle  
        Monate zu berechnen. 
(3)   Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des  
        Erhebungszeitraumes am 01.01. des jeweiligen 
        Kalenderjahres. Beginnt die Steuerpflicht erst im Laufe  
        des Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit  
        Beginn des Monats, in dem die Steuerpflicht  beginnt  
        (§ 3 Abs. 1). 
 
§ 5   Festsetzung und Fälligkeit 
(1)    Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder, wenn die  
         Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres beginnt,  
        für den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid  
        festgesetzt. 
(2)    Die Steuer ist mit dem Jahresbetrag am 01. Juli eines 
         jeden Jahres fällig. 
  (3)  Beginnt die Steuerpflicht erst ab dem 01. Juli des Jahres 
         bzw. zu einem späteren Zeitpunkt, so ist die Steuer einen 
         Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig. 
 
§ 6   Steuersatz 
(1)  Die Steuer beträgt jährlich  

1. für den ersten Hund                48,00 € 

2. für den zweiten Hund                72,00 € 

3. für den dritten und jeden weiteren Hund    96,00 € 

4. für jeden ab dem 01.01.2012 neu angeschafften  
oder neu festgestellten gefährlichen Hund    480,00 €.    

(2)  Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde,  
      deren Gefährlichkeit vermutet oder im Einzelfall  
      festgestellt wird.  

Insbesondere wird die Gefährlichkeit für Hunde der Rassen 
Pitbull-Terrier, American  Staffordshire-Terrier, 
Staffordshire-Bullterrier, Bullterrier sowie deren  
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     Kreuzungen untereinander oder mit anderen Rassen  
     vermutet. Im Einzelfall gefährliche Hunde sind   
     insbesondere  

1. Hunde, die auf Angriffslust oder über das 
natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft 
oder Schärfe oder auf andere in der Wirkung 
gleichstehende Merkmale gezüchtet, ausgebildet 
oder abgerichtet sind, 

2. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
3. Hunde, die wiederholt in gefahrdrohender Weise 

Menschen angesprungen haben, oder 
4. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, 

dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder 
reißen. 

(3)   Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 8 gewährt  
       wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 
       nicht anzusetzen. 
       Hunde, für die nach § 9 dieser Satzung eine Steuerer- 
       mäßigung  gewährt wird, gelten als Ersthunde. 
 
 
§ 7   Allgemeine Voraussetzungen für  
        Steuervergünstigungen 
 
(1)   Die Gewährung von Steuervergünstigungen  
        (Steuerbefreiungen, Steuerermäßigungen) nach den  
        §§ 8 und 9 richtet sich nach den Verhältnissen zu  
       Beginn des Kalenderjahres. In den Fällen des § 3 Abs. 
       1 sind die Verhältnisse bei Beginn der            
        Steuerpflicht maßgeblich. 
 
(2)   Steuervergünstigungen werden nur gewährt, wenn die 
       Hunde, für welche die Vergünstigung in Anspruch  
       genommen werden soll 
       1. für den angegebenen Verwendungszweck  
           hinlänglich geeignet sind, 
       2. entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes  
           gehalten werden, 
       3. die in den Fällen des § 9 Nr. 3, 4 und 5 geforderte  
           Prüfung vor dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt  
           mit Erfolg abgelegt haben, 
       4. und wenn der Halter des Hundes in den letzten fünf 
           Jahren nicht rechtskräftig wegen Tierquälerei  
           bestraft ist. 
(3)   Anträge auf Gewährung einer Steuervergünstigung  
       sollen bis zum Ablauf eines  Monats nach  
       Bekanntgabe des Steuerbescheides gestellt werden. 
(4)   Steuervergünstigungen werden nicht gewährt für  
       Hunde im Sinne von § 6 Abs. 2.                                                                                                                                     
 
§ 8   Steuerbefreiung 
(1)   Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate  
        im Stadtgebiet aufhalten, ist das Halten derjenigen  
        Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen  
        und nachweislich in einer anderen Gemeinde der  
        Bundesrepublik Deutschland versteuern. 
(2)   Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für: 
        1. Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der  
        Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen  
 
 

 
dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen 
 Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen „B“, „BL“, 
„aG“ oder „H“ besitzen, 
2. Gebrauchshunde in der erforderlichen Anzahl, welche 
ausschließlich für die Bewachung von Herden verwendet 
werden, 
3. Hunde, die von Ihrem Halter aus dem Tierschutzverein 
Merseburg-Querfurt e.V. oder aus der Tierauffangstation für 
herrenlose und Fundtiere Blösien erworben wurden,  bis zum 
Ablauf von 12 Monaten nach dem Erwerb. 
 
§ 9    Steuerermäßigung    
  
Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte 
zu ermäßigen für das Halten von: 
1. einem  Hund, der zur Bewachung von  bewohnten Gebäuden 
dient, die von dem  nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 
m Luftlinie entfernt liegen, 
2. Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des 
Bewachungsgewerbes oder von berufsmäßigen Einzelwächtern 
neben persönlichen Zwecken auch zur Ausübung des 
Wachdienstes benötigt werden, 
3. Hunden, die die für Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde 
vorgeschriebene Prüfung vor Leistungsprüfern der zuständigen 
Fachorganisation mit Erfolg abgelegt haben und für den 
Zivilschutz, Katastrophenschutz oder Rettungsdienst zur 
Verfügung stehen.  Die Ablegung der Prüfung ist durch 
Vorlage eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen  und die 
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu 
machen. 
4. Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung 
abgelegt haben und neben persönlichen Zwecken auch der Jagd 
dienen. 
5. Hunden, die eine vom Verband des deutschen Hundewesens 
(VDH) anerkannte Begleithundeprüfung abgelegt haben und 
dessen Halter nachweislich Mitglied in  einem 
Hundesportverein des Deutschen Hundesportverbandes e.V. 
(dhv) ist. Das  Ablegen der Prüfung ist durch ein 
entsprechendes Prüfungszeugnis und eine Kopie des 
Richterberichtes nachzuweisen. 
 
§ 10  Meldepflicht 
 
(1)    Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb 
von 14 Tagen nach Aufnahme oder, wenn der Hund ihm durch 
Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist, 
innerhalb von 14 Tagen nach Ablauf des vierten Monats nach 
der Geburt  bei der Stadt schriftlich anzumelden. In den Fällen 
des § 2 Abs. 3 muss die Anmeldung innerhalb von 14 Tagen 
nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten 
überschritten worden ist, erfolgen.  
(2)    Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb 
von 14 Tagen nach Beendigung der Hundehaltung bei der Stadt 
abzumelden. Im Falle einer Veräußerung sind bei der        
Abmeldung Name und Wohnung des Erwerbers anzugeben. 
(3)    Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung 
oder Steuerbefreiung, ist der Hundehalter verpflichtet, der Stadt 
dies innerhalb von 14 Tagen nach Eintritt des Grundes für den 
Wegfall der Vergünstigung anzuzeigen. 
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§ 11  Hundesteuermarken 
 
(1)    Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im 
Stadtgebiet angezeigt wurde, wird eine Hundesteuermarke, 
die im Eigentum der Stadt verbleibt, kostenlos ausgegeben.     
(2)    Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der 
Haltung des Hundes bzw. bis zur Ausgabe neuer 
Steuermarken gültig. 
(3)    Der Hundehalter hat dem/den von ihm gehaltenem/n 
Hund/en die gültige Steuermarke sichtbar anzulegen. 
(4)    Endet die Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit 
der Anzeige über die Beendigung der Hundehaltung 
innerhalb von 14 Tagen an die Stadt zurückzugeben.             
(5)    Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter 
gegen Zahlung von  3,00 € eine Ersatzmarke ausgehändigt. 
 
                       
§ 12 Billigkeitsmaßnahmen 
 
(1) Die Steuer kann ganz oder  teilweise gestundet 

werden, wenn die Einziehung bei  Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch  durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. 

(2) Ist die Einziehung der Steuer nach Lage des Einzel-
falls unbillig, kann sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden.  

(3)  Das Vorliegen einer erheblichen Härte oder von 
Unbilligkeit ist bei der Antragstellung  durch Offenlegen 
der wirtschaftlichen Verhältnisse nachzuweisen 
 
§ 13 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2 KAG-LSA 
handelt, wer 

1. entgegen § 10 Abs. 1 bis 3 seine Meldepflichten 
nicht oder nicht innerhalb der dort benannten Frist 
erfüllt, 

2. entgegen § 11 Abs. 3 die Hundesteuermarke nicht 
sichtbar anlegt, 

3. entgegen § 11 Abs. 4 die Hundesteuermarke bei 
Beendigung der Hundehaltung nicht innerhalb 
von 14 Tagen an die Stadt zurückgibt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 10.000 Euro geahndet werden. 
 
§ 14  Inkrafttreten 
 
 
 
 

 
Bekanntgabe zu Ausschreibungen der Stadt Merseburg 
 
Folgende Ausschreibung der Stadt Merseburg ist im 
Ausschreibungsanzeiger Sachsen-Anhalt und unter 
www.merseburg.de bekannt gemacht: 
 
Vergabe – Nr. 11/8210/12 
 
Straßenbauarbeiten 
Verlängerte König-Heinrich-Straße, 06217 Merseburg 
- ca. 1.200 m² bituminöser Straßenaufbau 
- ca. 500 m Betonborde unterschiedlicher Art 
incl. Aushub- und Unterbauarbeiten sowie 
Straßenentwässerungs- und Landschaftsbauarbeiten 
 
Auskünfte unter: 
Stadt Merseburg 
Vergabestelle für VOB 
Hauptamt, SG Zentrale Angelegenheiten 
Lauchstädter Str. 1/3 
06217 Merseburg 
Tel.: 03461/445-0; Fax.: 03461/445-212 
E-Mail-Adresse: ines.kraemer@merseburg.de 
 
 
Vergabe- Nr. 01/12/4210 L 
 
Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Dienstleistungsauftrag 
Durchführung einer kommunalen Citystreife 2012 in der 
Stadt Merseburg 

 
Auskünfte unter: 
Stadt Merseburg 
Vergabestelle für VOL 
Hauptamt 
SG Zentrale Angelegenheiten 
Lauchstädter Str. 1/3 
06217 Merseburg 
Tel.: 03461/445-279, Fax: 03461/445-212 
E-Mail: silke.stein@merseburg.de 
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